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 Wissenswertes 
 

Stellungnahmen zur Konsultation zum „Vergabetransformationspaket“ veröffentlicht   

 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) hat eine öffentliche Konsultation zur Transformation 

des Vergaberechts („Vergabetransformationspaket“) durchgeführt. Hintergrund der Konsultation ist die nach dem 

Koalitionsvertrag geplante praxisgerechte Modernisierung des Vergaberechts, die durch die Konsultation vorbereitet 

werden soll. Auf die Konsultation sind bis Mitte März 2023 über 400 Stellungnahmen eingegangen. Das BMWK hat 

die Stellungnahmen zwischenzeitlich auf seiner Homepage veröffentlicht.  

 

Sie finden diese unter: https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/Stellungnahmen/vergabetransformations-

paket 

 

Aktuell wertet das BMWK die Stellungnahmen aus, um auf dieser Basis mit den Stakeholdern ins Gespräch zu 

konkreten Vorschlägen bezüglich der Transformation des Vergaberechts zu kommen. 

 

 

Leitfaden für die Beschaffung von Mobiltelefonen, Smartphones und Tablets 

 

Das Umweltbundesamt (UBA) hat einen neuen Leitfaden für die Beschaffung von Mobiltelefonen, Smartphones 
und Tablets veröffentlicht. Der Leitfaden soll die Beschaffung von nachhaltigen Geräten ermöglichen, d.h. Geräten, 
die langlebig konstruiert und recyclebar sind und sich reparieren lassen. Über Rücknahmesysteme der Geräteher-
steller soll sichergestellt werden, dass die in den Geräten enthalten Rohstoffe wieder in den Produktionskreislauf 
zurückgelangen. Die Kriterien des Leitfadens berücksichtigen auch die Wahrnehmung unternehmerischen Sorg-
faltspflichten der Hersteller bei Konfliktrohstoffen und eine sozialverträgliche Produktion der Geräte.  
Den Leitfaden lassen sich alle für öffentliche Auftraggeber wesentlichen Informationen und Empfehlungen für die 
Einbeziehung von Umweltaspekten in die Vergabe- und Vertragsunterlagen entnehmen.  
 
Unter www.beschaffung-info.de ist ein Anbieterfragebogen zur umweltfreundlichen öffentlichen Beschaffung von 
Mobiltelefonen, Smartphones und Tablets veröffentlicht, der als Anlage zum Leistungsverzeichnis dient. Damit ist 
hinsichtlich der umweltbezogenen Anforderungen lediglich ein entsprechender Verweis im Leistungsverzeichnis 
erforderlich, um den Auftragsgegenstand eindeutig und erschöpfend zu beschreiben. Darüber hinaus erleichtert 
der Anbieterfragebogen der ausschreibenden Stelle die Prüfung der Angebote. Den Leitfaden finden Sie unter: 
https://www.umweltbundesamt.de/themen/beschaffungsleitfaden-fuer-mobiltelefone 
 
 
KOINNO aktualisiert Ausschreibungs-Guide für innovative Unternehmen & Startups 
 
KOINNO hat seinen im Jahr 2022 veröffentlichten Ausschreibungs-Guide für Unternehmen & Startups (KOINNO-
Playbook) aktualisiert. Das Playbook soll innovativen Unternehmen und Startups ein Grundverständnis zur öf-
fentlichen Beschaffung vermitteln und die Möglichkeiten aufzeigen, wie sie sich den öffentlichen Beschaffungs-
markt erschließen können. Es beinhaltet auch Arbeitshilfen, Checklisten und eine Übersicht wichtiger Messen 
und Konferenzen. Weitere Informationen zum Ausschreibungs-Guide finden Sie unter: https://www.koinno-
bmwk.de/startups-innovative-kmu/playbook/ 
 
 
KOINNO stellt Fristenassistent zur Verfügung 
 

Die korrekte Festlegung der Fristen ist elementar, um ein rechtssicheres Vergabeverfahren durchführen zu kön-
nen. Dabei kommt es unter anderem auf das gewählte Verfahren und die jeweilige Vergabeordnung an. 
Der KOINNO-Fristenassistent unterstützt Sie rund um die Festlegung der Fristen für Ihr Vergabeverfahren: 

https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/Stellungnahmen/vergabetransformationspaket
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/Stellungnahmen/vergabetransformationspaket
http://www.beschaffung-info.de/
https://www.umweltbundesamt.de/themen/beschaffungsleitfaden-fuer-mobiltelefone
https://www.koinno-bmwk.de/startups-innovative-kmu/playbook/
https://www.koinno-bmwk.de/startups-innovative-kmu/playbook/
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• Kalkulation – geben Sie in nur drei Schritten Ihre Informationen zum Verfahren ein. Als Ergebnis erhalten 
Sie alle Phasen und Daten des Vergabeverfahrens im Überblick. 

• Kommunikation – nutzen Sie den Kalender sowie die übersichtliche Verfahrensdarstellung, um sich mit 
dem Bedarfsträger auszutauschen. 

• Dokumentation – ergänzen Sie die Ergebnisse mit Ihren eigenen Vermerken für Ihre Akten. 
 
Der KOINNO-Fristenassistent eignet sich für die Kalkulation eines konkreten Vergabeverfahrens genauso wie zur 
Abschätzung der Verfahrensdauer im ersten Austausch mit dem Bedarfsträger. Den KOINNO-Fristenassistent fin-
den Sie unter: https://fristen.koinno-bmwk.de/ 
 
Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz 
 
Ihr Ansprechpartner: 
Steffen Müller, muellers@abz-bayern.de, Tel.: 089 511 631 72 
 
 

 Recht 
 
Nachträgliche Änderungen an den Vergabeunterlagen sind immer möglich 
 
Auftraggeber sind bei Wahrung der vergaberechtlichen Grundsätze berechtigt, die Vergabeunterlagen nachträg-
lich zu ändern. Dies umfasst auch die nachträgliche Vorgabe, dass bestimmte Unterlagen, wie vorliegend das 
Formblatt zur Stoffpreisgleitklausel, im Falle des Fehlens bei Angebotsabgabe nicht nachgefordert werden, und 
das Angebot in diesem Fall auszuschließen ist. 
 
Sachverhalt: 
Durchgeführt wurde ein EU-weites Verfahren über die Ausführung von Landschaftsbauarbeiten. Der Auftraggeber 
änderte während der Angebotsfrist (am 17.10.2022) die Vergabeunterlagen. Dadurch wurden sich beteiligende 
Bieter verpflichtet, weitere Unterlagen mit dem Angebot einzureichen. Dies beinhaltete auch ein von den Bietern 
auszufüllendes Formblatt über eine Stoffpreisgleitklausel. Im Änderungspaket als auch aufgrund einer Bieterfrage 
stellte der Auftraggeber klar, dass diese Unterlage für den Fall ihres Fehlens bei Angebotsabgabe nicht nachge-
fordert werde.  
 
Bieter B lud sein Angebot fristgerecht am 04.11.2022 über die eVergabeplattform hoch, allerdings in einer Fassung 
vom 26.09.2022. Der Auftraggeber schloss das Angebot des B aus, da diesem Angebot das auszufüllende Form-
blatt Stoffpreisgleitklausel nicht beigefügt war.  
 
B rügte den Ausschluss vor der zuständigen Vergabekammer, mit der Begründung, die Vorlage des Formblatts sei 
nicht aus der ursprünglichen Ausschreibung erkennbar gewesen, und hätte deshalb nicht nachträglich gefordert 
werden dürfen. Jedenfalls hätte einem Bieter, der die erst im Laufe des Vergabeverfahrens geforderte Einreichung 
der Formblätter "erkennbar übersehen" habe, die Möglichkeit eingeräumt werden müssen, diese nachzureichen. 
 
 
Beschluss: 
Ohne Erfolg. Die Vergabekammer stellt in ihrem abweisenden Beschluss klar, dass Auftraggeber bei Wahrung der 
Verfahrensgrundsätze aus § 97 Abs. 1 und 2 GWB (Transparenz, Gleichbehandlung, Verhältnismäßigkeit) grund-
sätzlich berechtigt sind, die Vergabeunterlagen nachträglich zu ändern.  
 
Der vorliegende Nachforderungsausschluss sei von § 16a EU Abs. 2 VOB/A 2019 gedeckt, und zwar auch bei nach-
träglicher Festlegung, weil die Norm eine solche nicht verbiete. Das Angebot war deshalb wegen Unvollständigkeit 
zwingend auszuschließen. Im Übrigen sei der Nachprüfungsantrag bereits nach § 160 Abs. 3 Nr. 1 GWB unzulässig, 
weil der Bieter den vermeintlichen Vergaberechtsverstoß nicht rechtzeitig gerügt habe. Die mit dem Änderungs-

https://fristen.koinno-bmwk.de/
mailto:muellers@abz-bayern.de
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paket nachträglich aufgestellte Vorgabe sei den Bietern genauso transparent übermittelt worden, wie der Hin-
weis, dass bei Nichtvorlage das Angebot auszuschließen ist. Diese Konsequenzen hätte ein durchschnittlicher Bie-
ter sowohl in tatsächlicher als auch rechtlicher Hinsicht erkennen können. 
 
 
Praxistipp: 
Bieter aufgepasst: Als registrierter Bieter werden Sie zwar über das Vorliegen geänderter Vergabeunterlagen in-
formiert. Es obliegt jedoch den Bietern, die tatsächlichen Änderungen zu erfassen und gegebenenfalls in das ab-
zugebende Angebot einzuarbeiten bzw. ein bereits abgegebenes Angebot zurückzunehmen und ein neues einzu-
reichen. Die Vergabekammer hat in dieser Entscheidung klar formuliert, dass auch eine nachträgliche Vorgabe für 
den durchschnittlichen Bieter in Bezug auf ihre tatsächlichen wie rechtlichen Auswirkungen erkennbar ist. Eine 
mögliche Vergaberechtswidrigkeit ist deshalb innerhalb der Fristen des § 164 Abs. 3 Nr. 1 GWB zu rügen. 
 
VK Berlin, Beschluss vom 24.01.2023 (Az.: 2-35/22) 
 
Ihre Ansprechpartnerin: 
Eva Waitzendorfer-Braun, eva.waitzendorfer-braun@absthessen.de, Tel.: 0611-974588-0 
 
 
Rüge oder einfache Frage? 
 
Der erforderliche Zweck ergibt sich aus dem Inhalt: Die Rüge soll dem Auftraggeber frühzeitig Gelegenheit geben, 
ein vergaberechtswidriges Verhalten zu erkennen und dieses ggf. zu beseitigen, um das Vergabeverfahren mög-
lichst rasch und ohne zeit- und kostenaufwändiges Nachprüfungsverfahren zum Abschluss zu bringen. 
 
Sachverhalt: 
Ausgeschrieben in einem EU-weiten Verfahren war die "Planmäßigen Instandhaltung eines Schiffes". Verfahren-
sart war ein Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb. In der Bekanntmachung hatte der öffentliche 
Auftraggeber in Ziffer VI.4.2 des Bekanntmachungsformulars unter der Überschrift „Einlegung von Rechtsbehel-
fen“ den Wortlaut des § 160 Abs. 1 bis 4 GWB zitiert.  
 
Nach dem Teilnahmewettbewerb wurden die geeigneten Bieter zur Angebotsabgabe (Erstangebote) aufgefor-
dert. Unter der Überschrift „Verfahrensgrundsätze“ gab der Auftraggeber in der Angebotsaufforderung an: „Die 
vertraglichen Regelungen dieses Vertrages sind (…) nicht verhandelbar.“  
 
Im Rahmen der Bieterfragen zum ausgeschriebenen Vertrag teilte Bieter B dem Auftraggeber mit, dass er das 
Vorgehen der Vergabestelle in mehreren Punkten für fehlerhaft halte, z. B. dass er den „Wettbewerb um Kern-
leistungen des Vergabefahrens kritisch gestört" sehe, dass er "die dem Verfahren von Seiten des Auftraggebers 
unterstellte zeitliche Machbarkeit" bezweifele, dass ihm der "vorgesehene neue Vertrag hinsichtlich der beab-
sichtigten Reparaturbeauftragung ... befremdlich" erscheine. Die vorgebrachten Kritikpunkte schloss er jeweils 
mit der Frage ab: "Wie stellt sich [der Auftraggeber] im Wettbewerbsfahren verantwortlich zu dieser Problema-
tik?"  
 
Der AG beantwortete die Fragen, änderte die Vergabeunterlagen jedoch nicht. Nach der Wertung der Angebote 
teilte der Auftraggeber B mit, dass er beabsichtige, den Zuschlag an einen Wettbewerber zu vergeben. Dies 
rügte der B. Der Auftraggeber half der Rüge nicht ab und B beantragte ein Nachprüfungsverfahren. 
 
Beschluss: 
Mit Erfolg. Für die Frage, ob es sich um Rüge oder Bieterfrage handelt, komme es nicht darauf an, wie der Antrag-
steller selbst seine Schreiben verstanden wissen wolle. Ob ein konkretes Bieterverhalten eine Rüge i. S. d. § 160 
Abs. 3 GWB darstelle, sei von den Vergabenachprüfungsinstanzen objektiv zu beurteilen und stehe nicht zur Dis-
position der Beteiligten.  
 
Anderenfalls könnte ein Bieter mit dem Argument, bisher habe er nur Fragen gestellt, aber keine Rüge erhoben, 
mit einer „echten“ Rüge zuwarten, ob er den Zuschlag erhält oder nicht. Ein solches „Taktieren“ mit einer Rüge 
sei gesetzgeberisch jedoch nicht gewollt. Denn die Rüge soll dem Auftraggeber frühzeitig Gelegenheit geben, ein 

mailto:eva.waitzendorfer-braun@absthessen.de
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vergaberechtswidriges Verhalten zu erkennen und dieses ggf. zu beseitigen, um das Vergabeverfahren möglichst 
rasch und ohne zeit- und kostenaufwändiges Nachprüfungsverfahren zum Abschluss zu bringen.  
 
Der erforderliche Inhalt einer ordnungsgemäßen Rüge ergäbe sich aus deren Zweck. Mit einer Rüge bringe ein 
Bieter zum Ausdruck, dass er eine Vorgehensweise oder ein Verhalten des Auftraggebers beanstanden will. Eine 
ordnungsgemäße Rüge setze daher nicht nur voraus, dass die Tatsachen, auf die die Beanstandung gestützt wird, 
so konkret wie für die Nachvollziehbarkeit nötig benannt werden, sondern auch, dass aus der Rüge deutlich wird, 
dass es sich hierbei um einen Vergaberechtsverstoß handelt, dessen Abhilfe begehrt wird.  
 
Um das Erheben einer Rüge und damit den Rechtsschutz nicht unangemessen zu erschweren, seien die Anforde-
rungen an deren Form und Inhalt gering. Daher brauche der Vergaberechtsverstoß nicht exakt, z. B. durch das 
Nennen einer bestimmten Rechtsnorm, bezeichnet zu werden. Unschädlich sei es daher auch, wenn der betref-
fende Bieter in seiner Rüge eine andere Rechtsnorm angibt, die verletzt sein soll, als sein erst später hinzugezo-
gener Rechtsanwalt – ebenso wenig komme es darauf an, ob die von ihm genannte Norm tatsächlich verletzt oder 
z. B. bereits nicht einschlägig sei.  
 
Unerheblich für das Vorliegen einer Rüge sei ebenfalls, dass die Beanstandungen des Antragstellers regelmäßig 
mit einem Fragezeichen endeten. Auch in einem solchen Fall handele es sich nicht um reine Fragen, sondern um 
„Rügen“ i. S. d. § 160 Abs. 3 GWB, wenn sich aus dem Inhalt der „Frage“ insgesamt ergibt, dass es sich nicht nur 
um eine bloße (Verständnis-) Frage oder um eine reine Äußerung rechtlicher Zweifel handelt, sondern dass das 
Vorgebrachte als Mitteilung zu verstehen sein soll, dass der Antragsteller die derzeitige Vorgehensweise des Auf-
traggebers für vergabefehlerhaft hält, verbunden mit der ernstgemeinten Aufforderung an den Auftraggeber, die-
sen Vergaberechtsverstoß zu beseitigen.  
 
Eine Nichtabhilfeentscheidung durch den Auftraggeber liege dann vor, wenn die Vergabestelle in ihrer Antwort 
auf eine Rüge eindeutig zum Ausdruck bringt, dass sie die Rüge als unzutreffend abtut und ihr endgültig nicht 
abhilft. Es reiche aus, wenn ein Auftraggeber zu einzelnen Rügen konkret Stellung nimmt und mit seiner Stellung-
nahme keine Änderungen der Vergabeunterlagen in Aussicht stellt. Denn bereits dann sei einem Bieter unmiss-
verständlich klar, dass er sein Angebot auf unveränderter Grundlage abzugeben hat. 
 
Praxistipp: 
Wenn sich aus dem Inhalt der „Frage“ insgesamt ergibt, dass es sich nicht nur um eine bloße Verständnisfrage 
oder um eine reine Äußerung rechtlicher Zweifel handelt, sondern dass das Vorgebrachte als Mitteilung dahinge-
hend zu verstehen ist, dass der Antragsteller die Vorgehensweise des Auftraggebers für vergabefehlerhaft und 
somit rechtsverletzend hält, handelt es sich um eine Rüge. 
 
VK Bund, Beschluss vom 28.05.2020 (Az.: VK 1-34/20) 
 
Ihre Ansprechpartnerin: 
Eva Waitzendorfer-Braun, eva.waitzendorfer-braun@absthessen.de, Tel.: 0611-974588-0 
 
 
Auslegung des Zuschlagsschreibens 
Enthält das Zuschlagsschreiben des öffentlichen Auftraggebers die Aufforderung an den Bieter, die Ausfertigung 
eines Vertrages, welcher nicht Bestandteil der Vergabeunterlagen war, umgehend unterzeichnet zurückzusen-
den, liegt zivilrechtlich darin eine Ablehnung des im Vergabeverfahren unterbreiteten Angebots und das Angebot 
zum Abschluss eines geänderten Vertrages.   
 
Sachverhalt: 
Das klagende Land (öAG) verlangt Schadensersatz wegen Nichterfüllung eines Vertrages von einer Bieter-/Ar-
beitsgemeinschaft (ArGe). Es besteht Streit, ob zwischen öAG und der ArGe ein Vertrag über förmlich ausge-
schriebene Dienstleistungen zustande gekommen ist.   
 
Mit Zuschlagsschreiben vom 17.03.2015 erklärte der öAG, dass der ArGe der Zuschlag erteilt werde. Mit der Aus-
führung der Leistung sollte ab dem 01.04.2015 begonnen werden. Es hieß weiter:  
„Sie werden gebeten, umgehend die anliegenden Schriftstücke unterzeichnet zurückzusenden: 

mailto:eva.waitzendorfer-braun@absthessen.de
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- Eine Ausfertigung des Vertrags mitsamt Anlagen 
- Mitteilung über die Projektleitung“ 
 
Das Schreiben wurde „vorab per Fax“ – ohne Anlagen – übersandt. Dem folgend per Einschreiben übersandten 
Zuschlagsschreiben waren u.a. zwei Vertragsausfertigungen nebst jeweils drei Anlagen beigefügt (wie in dem 
Kopf des Schreibens angegeben). Die ArGe erhielt den Vertragsentwurf erstmals mit dem Zuschlagsschreiben, 
dieser war nicht Bestandteil der Ausschreibungsunterlagen gewesen. 
 
Der Bitte um Vertragsunterzeichnung kam die ArGe nicht nach. Dies führte zu Unstimmigkeiten. Der öAG bat am 
26.03.2015 per E-Mail um Rückgabe des unterzeichneten Vertrages und die vertragsgemäße Aufnahme der Ar-
beiten am 01.04.2015. Die ArGe lehnte die Unterzeichnung des „Vertragsvorschlags“ ab. Der öAG erklärte nach 
Rücksprache mit seiner Rechtsabteilung und der Geschäftsleitung mit Schreiben vom 27.03.2015, eine Unter-
zeichnung des Vertrages sei nicht zwingend notwendig. Ein Vertrag seit bereits auf Grundlage des Angebots zu-
stande gekommen. Dieser Rechtsauffassung widersprach die ArGe mit E-Mail vom gleichen Tag. Die ArGe wurde 
antragsgemäß durch das Landgericht zur Zahlung von 488.672,29 € verurteilt. Die ArGe hätte dem öAG die durch 
eine anderweitige Beauftragung von Sicherheitskontrollen entstandenen Mehrkosten zu erstatten. Das von der 
ArGE abgegebene Angebot habe die Klägerin durch die Zuschlagserklärung vom 17.03.2015 unverändert ange-
nommen.  
 
Hiergegen richtet sich die Berufung der ArGe, mit der die Abweisung der Klage begehrt wird.  
 
 
Beschluss: 
Mit Erfolg! Der öAG hat das Angebot der ArGe nicht wirksam angenommen. Die Annahme ist eine empfangsbe-
dürftige Willenserklärung, deren Inhalt die vorbehaltlose Akzeptanz des Antrags zum Ausdruck bringen muss.  
Das Zuschlagsschreiben des öAG ist nicht als vorbehaltlose Annahme, sondern als neues Angebot anzusehen. Erst 
das vollständige Zuschlagsschreiben mit Anlagen ist Grundlage für die Auslegung der Willenserklärung des öAG. 
Diese wurde erst wirksam, als der ArGe das Zuschlagsschreiben mit Anlagen per Post zuging.  
 
Das Angebot der ArGe wurde mit dem Zuschlagsschreiben nicht unverändert angenommen. Es wurde vielmehr 
ein neues Angebot mit dem Inhalt der übersandten Vertragsausfertigung erteilt. Dabei weicht der Vertragsent-
wurf von Angebot der ArGe auf Grundlage der Ausschreibungsunterlagen ab. Letztlich brachte der öAG mit der 
Bitte um umgehende Rücksendung der unterzeichneten Vertragsausfertigung seinen unmissverständlich Willen 
zum Ausdruck, dass der Vertrag mit dem Inhalt dieses Vertragsentwurfs zustande kommen soll. 
 
Es war aus Sicht eines objektiven Empfängers nicht davon auszugehen, dass der öAG das Angebot der ArGe zu-
nächst einmal vorbehaltlos annehme, um dann sogleich den Abschluss eines Änderungsvertrages anzubieten. 
Aus Sicht der ArGe sprach nichts dafür, dass es ihr freistünde, den Vertragsentwurf zu unterzeichnen oder der 
Vertrag bereits mit dem Inhalt des Angebots zustande gekommen sein sollte. 
 
Mit dem neuen Angebot des öAG galt das Angebot der ArGe gemäß § 150 Abs. 2 BGB als abgelehnt und war ge-
mäß § 146 BGB erloschen. Daher konnte es durch die nachfolgende Erklärung des öAG nicht mehr angenommen 
werden. 
 
Praxistipp: 
Der zivilrechtliche Vertrag kommt bereits mit Zuschlagserteilung zustande, weshalb eine Vertragsunterzeichnung 
nach Zuschlag grundsätzlich obsolet ist. Ist die Unterzeichnung eines schriftlichen Vertrages notwendig, muss die-
ser immer in den Vergabeunterlagen enthalten sein und mit diesen bekannt gemacht werden.  So wird sicherge-
stellt, dass dieser wie veröffentlicht geschlossen wird.  
 
OLG Celle, Urteil vom 29.12.2022, Az.: 13 U 3/22 
 
Ihr Ansprechpartner: 
Lars Wiedemann, wiedemann@abst-mv.de, 0385 61738-117 

https://voris.wolterskluwer-online.de/browse/document/eb43d560-a902-4957-b0c0-8479c4242fa7
mailto:wiedemann@abst-mv.de
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 Veranstaltungen 
 

Seminare in Brandenburg 

25.05.2023 - Einstieg in das Vergaberecht – Theorie und Praxis (Vergabemarktplatz Brandenburg) 
 
Seminarort: HWK Cottbus, Altmarkt 17, 03046 Cottbus 

Termin: 14.02.2023, 10:00 – 16:00 Uhr 

Referentin: Rechtsanwältin Petra Bachmann, Geschäftsführerin Auftragsberatungsstelle Brandenburg 

Teilnahmeentgelt: 290,00 EUR (zzgl. USt.) für Mitglieder einer brandenburgischen Wirtschaftskammer 

 350,00 EUR (zzgl. USt.) für Vergabestellen und Nichtmitglieder vorgenannter  

   Wirtschaftskammern 

Seminarinhalte: Grundlagen des Vergaberechts 

  Ablauf eines Vergabeverfahrens 

  Vorbereitung einer Ausschreibung 

  Erstellung der Vergabeunterlagen 

  Veröffentlichung der Bekanntmachung 

  Angebotswertung und Zuschlagserteilung 

  Vergabedokumentation 

  Verfahren auf dem VMP 

Infos & Anmeldung: Klicken Sie bitte hier 
 

06.06.2023 - Leistungsbeschreibung für Vergabestellen 

Seminarort:  HWK Frankfurt (Oder), Bahnhofstraße 12, 15230 Frankfurt (Oder) 

Termin: 06.06.2023, 10:00 – 16:00 Uhr 

Referent Rechtsanwalt Anes Kafedžić, Fachanwalt für Vergaberecht 

Teilnahmeentgelt: 290,00 EUR (zzgl. USt.) für Mitglieder einer brandenburgischen Wirtschaftskammer 

 350,00 EUR (zzgl. USt.) für Vergabestellen und Nichtmitglieder vorgenannter  

   Wirtschaftskammern 

Seminarinhalte:  

Die Leistungsbeschreibung ist das Hauptdokument jeder Vergabe. Im Seminar werden den Teilnehmern die Rah-
menbedingungen für die rechtssichere und fachlich sinnvolle Aufstellung von Leistungsbeschreibungen vermit-
telt. Dabei wird insbesondere auf die nachfolgenden Inhalte eingegangen: 
 
- Stellenwert der Leistungsbeschreibung im Vergaberecht 
- Arten der Leistungsbeschreibung 
- Leistungsbestimmungsrecht vs. Produktneutralität – Möglichkeiten und Grenzen der produktspezifischen 

Beschaffung 
- Eindeutige und erschöpfende Leistungsbeschreibung – Anforderungen und Grenzen der eindeutigen und er-

schöpfenden Beschreibung 
o Verpflichtende Ortsbesichtigungen – zulässig? 
o Eindeutig und erschöpfend = fehlerfreie Leistungsbeschreibung? 
o Wahl-, Bedarfs- und Alternativpositionen (Optionen) vs. eindeutige und erschöpfende Leistungsbe-

schreibung 
o Verbot unmöglicher Leistungsvorgaben 
o Verbot unzumutbarer Leistungsvorgaben – welcher Zumutbarkeitsmaßstab gilt? 

- Leistungsbeschreibung und Vertrag 
- Die Leistungsbeschreibung in der Angebotsprüfung 

https://www.abst-brandenburg.de/veranstaltungen/einstieg-in-das-vergaberecht-theorie-und-praxis-vergabemarktplatz-brandenburg-5/
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- Änderung der Leistungsbeschreibung im Vergabeverfahren 
 

Infos & Anmeldung: Klicken Sie bitte hier 

Dieses Seminar „Leistungsbeschreibung für Unternehmen“ wird außerdem am 17.10.2023 in der IHK Cottbus, 
Goethestraße 1, 03046 Cottbus, stattfinden. 

14.06.2023 - Vergabetipps für Unternehmen 

Seminarort:  HWK Cottbus, Altmarkt 17, 03046 Cottbus  

Termin: 14.06.2023, 10:00 – 16:00 Uhr 

Referent Rechtsanwalt Dr. Nikolas Graichen 

Teilnahmeentgelt: 290,00 EUR (zzgl. USt.) für Mitglieder einer brandenburgischen Wirtschaftskammer 

 350,00 EUR (zzgl. USt.) für Vergabestellen und Nichtmitglieder vorgenannter  

   Wirtschaftskammern 

Seminarinhalte:  

Zur erfolgreichen Teilnahme an Vergabeverfahren gehört die Wertung des eigenen Angebots. Kommt es auf-
grund vermeidbarer Fehler im Verfahren zum Ausschluss, wird die Chance des Erfolgs im Wettbewerb frühzeitig 
vereitelt. Im Seminar werden die rechtlichen Rahmenbedingungen für Unternehmen bei der Angebotsabgabe 
vermittelt und insbesondere wiederkehrende – und zum Ausschluss führende – Fehler bei der Angebotsabgabe 
sowie der Umgang mit fehlerhaften bzw. unklaren Vergabeunterlagen besprochen.  
 
Dabei wird insbesondere auf folgende Inhalte eingegangen: 
- Vollständigkeit des Angebots 
- Umgang mit Eignungskriterien 
- Umgang mit Nachforderungen des Auftraggebers 
- Fehler bei der Angebotsabgabe 
- Vermeidung von Ausschlüssen aus formalen Gründen 
- Rechte, Pflichten und Obliegenheiten des Bieters im Vergabeverfahren 

o Erkennen von Fehlern in den Vergabeunterlagen und Umgang mit diesen 
o Rechtsschutzmöglichkeiten des Bieters 

 

Infos & Anmeldung: Klicken Sie bitte hier 

Dieses Seminar „Veranstaltungstipps für Unternehmen“ wird außerdem am 12.10.2023 in der IHK Ostbranden-
burg, Puschkinstraße 12B, 15236 Frankfurt (Oder), stattfinden. 

12.09.2023 - Open-Source ausschreiben? Wie geht´s vergaberechtskonform? 

Zur Digitalisierung im öffentlichen Sektor bieten wir Ihnen eine Hybridveranstaltung an 
 
Seminarort: Handwerkskammer Potsdam, Charlottenstraße 34, 14467 Potsdam (Meistersaal) 
Termin: 12.09.2023, 10:00 – ca. 16:00 Uhr 
Referenten:  Daniel Zielke, Senior Partner Manager, ownCloud GmbH  
   Rechtsanwältin Andrea Heim, Jung Rechtsanwälte, Köln 
Präsenzteilnahme 290,00 EUR (zzgl. USt.) für Mitglieder einer brandenburgischen Wirtschaftskammer 
Teilnahmeentgelt: 350,00 EUR (zzgl. USt.) für Nichtmitglieder  
Teilnehmerzahl:  maximal 25 Personen 
 
Onlineteilnahme 240,00 EUR (zzgl. USt.) für Mitglieder einer brandenburgischen Wirtschaftskammer 
Teilnehmerentgelt: 300,00 EUR (zzgl. USt.) für Vergabestellen und Nichtmitglieder 
Teilnehmerzahl: unbegrenzt 

https://www.abst-brandenburg.de/veranstaltungen/06-06-2023-leistungsbeschreibung-fuer-vergabestellen/
https://www.abst-brandenburg.de/veranstaltungen/14-06-2023-vergabetipps-fuer-unternehmen/
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Seminarinhalte: 
- OSS als Kernaspekt der Digitalen Souveränität 
- Charakteristika von Open-Source-Software (OSS) 
- OSS und Vergaberecht: Beschaffungsziele rechtskonform umsetzen 
- Leistungsbestimmungsrecht vs. Produktneutralität – wo spielt die Musik? 
- OSS und EVB-IT-Verträge – kompatibel? 
- Rechtsprechung zum Thema OSS - u.a. zu Datenschutz und Datenverarbeitung 

Und das erwartet Sie im Einzelnen 
 
Digitale Souveränität & OSS - was verbirgt sich dahinter? 
- Digitale Selbstbestimmung, technische Souveränität und Datensouveränität (u.a.) 
- Recht auf informationelle Selbstbestimmung 
- IT-strategische Ausrichtung der öffentlichen Hand 

- Politische Ziele auf Bundes-, Länder- und Kommunalebene 
- Aktuell: Koalitionsvertrag 2021 

 
Charakteristika von OSS 
- Im Fokus: Quellcode und Lizenzmodelle 
- Besonderheit: „Copy-left-Klausel“ 
- Welche Rechte und Pflichten ergeben sich für die User? 
 
OSS als zulässiges Kriterium in der Ausschreibung 
- Unentgeltliche Software-Nutzung als Indikator für Ausschreibungsfreiheit? 
- Leistungsbestimmungsrecht vs. Produktneutralität  

- Wo spielt die Musik? Wir sammeln Argumente. 
- Berücksichtigung von Rechtsnormen außerhalb des Vergaberechts denkbar? 

- Zuschnitt der Ausschreibung: Losbildung? 
- Einzelfallbetrachtungen und Praxisbeispiele 

- Praxisbewährte Eignungs- und Zuschlagskriterien 
- Rückgriff auf EVB-IT-Verträge – was geht, was geht nicht? 
 
Rechtsprechung zum Thema OSS 
- Was sagt die Rechtsprechung zu OSS? 
- Anforderungen an Datenschutz und Datenverarbeitung im Vergabeverfahren (VK Baden-Württemberg, 1 VK 

23/22 und OLG Karlsruhe, 15 Verg 8/22) 
 
Für weitere Informationen und zur Anmeldung klicken Sie bitte hier. 
 
Ihr Ansprechpartner: 
Marco Zimmermann, marco.zimmermann@abst-brandenburg.de, 0331 95 12 90 98 
 

Beratungssprechstunden zum AVPQ und ULV sowie öffentlichen Auftragswesen für Unternehmen 

Wir freuen uns sehr, dass wir den Mitgliedsunternehmen der Wirtschaftskammern auch in diesem Jahr unsere 
kostenfreien Beratungssprechstunden in den Kammern vor Ort anbieten können. Dort stehen wir den Unterneh-
men für alle Fragen rund um die Präqualifizierung im AVPQ und ULV sowie zum öffentlichen Auftragswesen 
gerne zur Verfügung. 

Die Sprechstunden finden donnerstags nach vorheriger Anmeldung durch die Unternehmen in den wechselnden 
Kammern statt. Folgende Termine und Orte sind im Jahr 2023 noch vorgesehen: 

− 08.06.2023: Handwerkskammer Frankfurt (Oder), Bahnhofstraße 12, 15230 Frankfurt (Oder) 
− 10.08.2023: Industrie und Handelskammer Potsdam, Breite Str. 2 a-c, 14467 Potsdam 

https://www.abst-brandenburg.de/veranstaltungen/12-09-2023-open-source-ausschreiben-wie-gehts-vergaberechtskonform/
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− 12.10.2023: Handwerkskammer Cottbus, Altmarkt 17, 03046 Cottbus 
− 14.12.2023: Industrie und Handelskammer Ostbrandenburg, Puschkinstraße 12 b, 15236 Frankfurt (Oder) 

Zur Anmeldung senden Sie uns bitte bis spätestens 1 Woche vor dem Termin eine E-Mail an:  
marco.zimmermann@abst-brandenburg.de 
 

14. Vergaberechtstag Brandenburg  

 

Ein herzliches Dankeschön für Ihre zahlreiche Teilnahme am diesjährigen 14. Vergaberechtstag Brandenburg und 
Ihr positives Feedback zu der Veranstaltung! 

Ihr Team der Auftragsberatungsstelle Brandenburg 

Und nach dem Vergaberechtstag ist vor dem Vergaberechtstag: Der 15. VRT wird am 25.04.2024 stattfinden. Wir 
freuen uns sehr, dass wir wieder bei der IHK Potsdam zu Gast sein dürfen. 

 

 

 

 

mailto:marco.zimmermann@abst-brandenburg.de

